
Regelungsentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz und des 

Bundesministeriums für Digitales und Staatsmodernisierung 

 

Vorblatt 

 

A. Problem und Ziel 

Um Deutschland schneller, digitaler und handlungsfähiger zu machen, haben der Bund und die Län-

der im Dezember 2025 die föderale Modernisierungsagenda verabschiedet. Maßnahme 63 der föde-

ralen Modernisierungsagenda sieht unter anderem vor, dass bei der Antragstellung für Genehmigun-

gen die Beibringungspflicht für Auskünfte aus dem Grundbuch entfallen soll. Um den Datenabruf 

durch die Genehmigungsbehörde selbst und automatisiert zu ermöglichen, soll das Grundbuch an 

das Nationale Once-Only-Technical-System (NOOTS) angebunden werden. Die Anbindung des 

Grundbuchs an das NOOTS ist nur sinnvoll, wenn eine Verwendung der Identifikationsnummer im 

Grundbuchwesen ermöglicht wird. Die Verwendung der Identifikationsnummer im Grundbuchwesen 

dient der Umsetzung von Leistungen nach dem Onlinezugangsgesetz und wird die Datenqualität im 

Grundbuchwesen verbessern. Sie führt für das Grundbuch zudem zu einer Verpflichtung zur Umset-

zung der Maßnahme 63 der föderalen Modernisierungsagenda, weil die Register des Identifikations-

nummerngesetzes aufgrund des NOOTS-Staatsvertrags, der durch das Gesetz zum NOOTS-Staats-

vertrag einem Gesetz gleichgestellt ist, verpflichtet sind, sich an das NOOTS anzuschließen. 

 

B. Lösung 

Die zur Führung des Grundbuchs erforderlichen systematisch geführten personenbezogenen Daten-

bestände werden in die Anlage zu § 1 des Identifikationsnummerngesetzes (IDNrG) aufgenommen. In 

der Grundbuchordnung wird eine Rechtsgrundlage für die Speicherung und Nutzung der Identifikati-

onsnummer geschaffen. 

 

C. Alternativen 

Keine. 

 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

 

E. Erfüllungsaufwand 

 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Der Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger ändert sich nicht. 

E.2 Erfüllungsaufwand für Wirtschaft 
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Der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft ändert sich nicht. 

E.3 Erfüllungsaufwand für Verwaltung 

Für die Verwaltung reduziert sich der jährliche Erfüllungsaufwand auf Seiten der Länder um rund 3,3 

Millionen Euro. Der einmalige Erfüllungsaufwand erhöht sich auf Seiten der Länder um rund 4 Millionen 

Euro.  

Der einmalige Erfüllungsaufwand beruht nicht auf unionsrechtlichen Vorgaben. 

 

Regelungsvorschlag: 

Artikel X eines geeigneten Trägergesetzes: Änderung des Identifikationsnummerngesetzes 

Das Identifikationsnummerngesetz vom 28. März 2021 (BGBl. I S. 591; 2023 I Nr. 230), das zuletzt 

durch Artikel 8f des Gesetzes vom 19. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 245) geändert worden ist, wird wie 

folgt geändert: 

1. Nach § 17 wird der folgende § 18 eingefügt: 

 

„§ 18 Anwendungsbestimmungen 

Für die zur Führung des Grundbuchs erforderlichen systematisch geführten personenbezoge-

nen Datenbestände gemäß Nummer 51 der Anlage zu diesem Gesetz gilt, dass die Identifikati-

onsnummer als zusätzliches Ordnungsmerkmal zu Personendaten abweichend von § 2 Num-

mer 1 bis zum Ablauf des Jahres 2032 zu speichern ist. Soweit das Grundbuch bis Ablauf des 

Jahres 2032 noch nicht als Datenbankgrundbuch nach § 126 der Grundbuchordnung geführt 

wird, gilt für Datenbestände nach Satz 1, die natürliche Personen betreffen, die nicht als Eigen-

tümer eingetragen sind, dass die Identifikationsnummer als zusätzliches Ordnungsmerkmal zu 

Personendaten bis zum Ablauf desjenigen Kalenderjahres zu speichern ist, in dem das Grund-

buch als Datenbankgrundbuch nach § 126 der Grundbuchordnung geführt wird.“ 

 

2. In der Anlage wird nach Nummer 50 die folgende Nummer 51 eingefügt: 

 

„51. die bei den Grundbuchämtern zur Führung des Grundbuchs erforderlichen systematisch 

geführten personenbezogenen Datenbestände.“ 

 

Artikel Y eines geeigneten Trägergesetzes: Änderung der Grundbuchordnung 
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Die Grundbuchordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1114), die 

zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 25. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 63) geändert worden ist, 

wird wie folgt geändert: 

 

Nach § 12d wird der folgende § 12e eingefügt: 

 

„§ 12e Speicherung und Nutzung der Identifikationsnummer 

Die Speicherung und Nutzung der Identifikationsnummer nach dem Identifikationsnummerngesetz ist 

ausschließlich zum Zweck der eindeutigen Zuordnung der betroffenen Person bei der Erbringung von 

Verwaltungsleistungen nach dem Onlinezugangsgesetz zulässig sowie zur Qualitätssicherung nach 

§ 10 des Identifikationsnummerngesetzes und zur Erfüllung der Aufgaben nach § 2 des Identifikati-

onsnummerngesetzes.“ 

 

[ggf. Modifikation der Inkrafttretensregelung des Trägergesetzes 

Artikel X und Y treten am Tag nach der Verkündung in Kraft.] 

 

Begründung 

 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Um Deutschland schneller, digitaler und handlungsfähiger zu machen, haben der Bund und die Län-

der im Dezember 2025 die föderale Modernisierungsagenda verabschiedet. Maßnahme 63 der föde-

ralen Modernisierungsagenda sieht unter anderem vor, dass bei der Antragstellung für Genehmigun-

gen die Beibringungspflicht für Auskünfte aus dem Grundbuch entfallen soll. Um den Datenabruf 

durch die Genehmigungsbehörde selbst und automatisiert zu ermöglichen, soll das Grundbuch an 

das Nationale Once-Only-Technical-System (NOOTS) angebunden werden. Die Anbindung des 

Grundbuchs an das NOOTS ist nur sinnvoll, wenn eine Verwendung der Identifikationsnummer im 

Grundbuchwesen ermöglicht wird. Die Verwendung der Identifikationsnummer im Grundbuchwesen 

dient der Umsetzung von Leistungen nach dem Onlinezugangsgesetz und wird die Datenqualität im 

Grundbuchwesen verbessern. Sie führt für das Grundbuch zudem zu einer Verpflichtung zur Umset-

zung der Maßnahme 63 der föderalen Modernisierungsagenda, weil die Register des 
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Identifikationsnummerngesetzes aufgrund des NOOTS-Staatsvertrags, der durch das Gesetz zum 

NOOTS-Staatsvertrag einem Gesetz gleichgestellt ist, verpflichtet sind, sich an das NOOTS anzu-

schließen. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Die zur Führung des Grundbuchs erforderlichen systematisch geführten personenbezogenen Daten-

bestände werden in die Anlage zu § 1 des Identifikationsnummerngesetzes (IDNrG) aufgenommen. In 

der Grundbuchordnung wird eine Rechtsgrundlage für die Speicherung und Nutzung der Identifikati-

onsnummer geschaffen.  

III. Alternativen 

Keine.  

IV. Exekutiver Fußabdruck 

Es haben keine Interessenvertreter sowie beauftragte Dritte zum Inhalt des Entwurfs beigetragen. 

V. Gesetzgebungskompetenz 

Für Artikel X (Änderung IDNrG) und Y (Änderung der GBO) steht dem Bund die Gesetzgebungskom-

petenz zu. Der Bund hat die Gesetzgebungskompetenz für das bürgerliche Recht (Artikel 74 Absatz 1 

Nummer 1 GG) und die Steueridentifikationsnummer (Artikel 108 Absatz 5 Satz 1 GG).  

VI. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen, die 

die Bundesrepublik Deutschland geschlossen hat, vereinbar. Insbesondere steht der Gesetzentwurf 

im Einklang mit dem Recht der Datenschutz-Grundverordnung, welche in Artikel 87 Satz 1 den Mit-

gliedstaaten im Rahmen einer Öffnungsklausel einräumt, näher zu bestimmen, unter welchen spezifi-

schen Bedingungen eine nationale Kennziffer oder andere Kennzeichen von allgemeiner Bedeutung 

Gegenstand einer Verarbeitung sein dürfen. 

VII. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Die Einführung der Identifikationsnummer nach § 139 in die zur Führung des Grundbuchs erforderli-

chen systematisch geführten personenbezogenen Datenbestände im Grundbuchwesen erhöht die 

Datenqualität und dient der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes. Register im Sinne der Anlage 

des Identifikationsnummerngesetzes sind verpflichtet, sich an das Nationale-Once-Only-Technical-

System anzuschließen. Der Entwurf schafft damit eine Grundlage für die Umsetzung von Maß-

nahme 63 der föderalen Modernisierungsagenda im Bereich des Grundbuchwesens. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 
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Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen 

Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der Agenda 2030 

für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen dient. 

Die Aufnahme des Grundbuchs in die Anlage des Identifikationsnummerngesetzes leistet einen Bei-

trag zur Verwirklichung von Nachhaltigkeitsziel 16 „Friedliche und inklusive Gesellschaften für eine 

nachhaltige Entwicklung fördern, allen Menschen Zugang zur Justiz ermöglichen und leistungsfähige, 

rechenschaftspflichtige und inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen“ der Agenda 2030. Die 

Nutzung der Identifikationsnummer steigert die Leistungsfähigkeit und Transparenz der öffentlichen 

Verwaltung, vermeidet fehlerhafte Zuordnungen von Daten zu Personen und reduziert den bürokrati-

schen Aufwand in der Verwaltung.  

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keiner. 

4. Erfüllungsaufwand 

4.1 Kurzbeschreibung 

Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Der Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger ändert sich nicht. 

Erfüllungsaufwand für Wirtschaft 

Der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft ändert sich nicht.  

Erfüllungsaufwand für Verwaltung 

Für die Verwaltung reduziert sich der jährliche Erfüllungsaufwand auf Seiten der Länder um rund 3,3 

Millionen Euro. Der einmalige Erfüllungsaufwand erhöht sich auf Seiten der Länder um rund 4 Millio-

nen Euro. 
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4.2 Überblick der Erfüllungsaufwandsänderungen (Tabellarische Zusammenfassung nach 

Normadressat und Vorgabe) 

Änderung des jährlichen Erfüllungsaufwands der Verwaltung 

lfd. 
Nr. 

Artikel; Norm 
(§§); Bezeich-
nung der Vor-

gabe 

EU-
Recht 

Bund/
Land 

Jährliche 
Fallzahl 

und Einheit 

Aufwand 
pro Fall in 

Euro  
(Zeit × 

Lohnsatz + 
Sach-

aufwand) 

Jährlicher 
Erfüllungs-
aufwand in 
Tsd. Euro 

oder 
„gering-
fügig“  

Erläuterungen zu 
Fallzahl und Auf-

wand pro Fall  
inklusive Quellen 

(optional),  
Begründung bei 
Geringfügigkeit 

3.1 § 1 Absatz 1 
GBO i.V.m. An-
lage zu § 1 
IDNrG; Pflicht 
zur Führung der 
Grundbücher 
(Änderung) 

 
Land 2.400.000 -1,37 Euro 

= (-1,9 / 
60) h × 
43,20 
Euro/h 
(100% gD) 

-3.283 Fallzahl: Schät-
zung unter Einbe-
ziehung des Im-
mobilienmarktbe-
richts Deutschland 
2025 des AK OGA 

3.2 § 6 Abs. 1 
IDNrG; Automa-
tisierter Daten-
abruf bei der 
Registermoder-
nisierungsbe-
hörde (Ände-
rung) 

 
Bund 

  
geringfügig geringfügiger Auf-

wand pro Fall 
Aufwand pro Fall: 
Auskunft BVA 

 
Summe  
in Tsd. Euro 

    -3.283  

 davon Bund     0  

 
davon Land  
(inkl. 
Kommunen) 

    -3.283  

 
aus nationalem 
Recht 

    -3.283  

 
aus 
EU-Vorgaben 

    0  

* Spiegelvorgaben werden in der Spalte „Artikel; Norm (§§); Bezeichnung der Vorgabe“ einheitlich gekennzeichnet. 

Einmaliger Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

lfd. 
Nr. 

Artikel; Norm 
(§§); Bezeich-
nung der Vor-

gabe 

EU-
Recht 

Bund/
Land 

Einmalige 
Fallzahl 

und Einheit 

Aufwand 
pro Fall in 

Euro  
(Zeit × 

Lohnsatz + 
Sach-

aufwand) 

Einmaliger 
Erfüllungs-
aufwand in 
Tsd. Euro 

oder 
„gering-
fügig“ 

Erläuterungen zu 
Fallzahl und Auf-

wand pro Fall  
inklusive Quellen 

(optional),  
Begründung bei 
Geringfügigkeit 

3.1 § 1 Absatz 1 
GBO i.V.m. An-
lage zu § 1 
IDNrG; Pflicht 
zur Führung der 
Grundbücher 
(Änderung) 

 
Land 

 
4.000.000 
Euro 
= 0 + 
4.000.000 
Euro 

4.000 Aufwand pro Fall: 
Die Fachverfahren 
müssen program-
miert werden.  Da-
für wird vom 
BMJV insgesamt 
der genannte 
Wert geschätzt. 
Zusätzlich: Ansto-
ßen des erstmali-
gen Abgleichs der 
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lfd. 
Nr. 

Artikel; Norm 
(§§); Bezeich-
nung der Vor-

gabe 

EU-
Recht 

Bund/
Land 

Einmalige 
Fallzahl 

und Einheit 

Aufwand 
pro Fall in 

Euro  
(Zeit × 

Lohnsatz + 
Sach-

aufwand) 

Einmaliger 
Erfüllungs-
aufwand in 
Tsd. Euro 

oder 
„gering-
fügig“ 

Erläuterungen zu 
Fallzahl und Auf-

wand pro Fall  
inklusive Quellen 

(optional),  
Begründung bei 
Geringfügigkeit 

Grundbuch-Da-
tenbanken mit Da-
ten des BZSt   

3.2 § 6 Abs. 1 
IDNrG; Automa-
tisierter Daten-
abruf bei der 
Registermoder-
nisierungsbe-
hörde (Ände-
rung) 

 
Bund 

  
geringfügig geringfügiger Auf-

wand pro Fall 

 
Summe  
in Tsd. Euro 

    4.000  

 davon Bund     0  

 
davon Land  
(inkl. 
Kommunen) 

    4.000  

 
aus nationalem 
Recht 

    4.000  

 
aus 
EU-Vorgaben 

    0  

* Spiegelvorgaben werden in der Spalte „Artikel; Norm (§§); Bezeichnung der Vorgabe“ einheitlich gekennzeichnet. 

 

4.3 Erläuterung der Erfüllungsaufwandsänderungen ausgewählter Vorgaben nach Normad-

ressat  

Erfüllungsaufwand der Verwaltung nach Vorgaben 

Lfd. Nr. 3.1: Pflicht zur Führung der Grundbücher; § 1 Absatz 1 GBO i. V. m. Anlage zu § 1 IDNrG 

Die Änderung der Anlage zu § 1 IDNrG bewirkt, dass in den zur Führung des Grundbuchs erforderlichen 

Registern die Identifikationsnummer als zusätzliches Ordnungsmerkmal gespeichert wird. 

Es entsteht zunächst einmaliger Erfüllungsaufwand, um die zwei derzeit im Grundbuchwesen einge-

setzten Fachverfahren anzupassen, sodass die Grundbuchämter an das Identitätsdatenabruf-Verfah-

ren (IDA-Verfahren) der Registermodernisierungsbehörde (Bundesverwaltungsamt) angebunden wer-

den können. Geschätzt sind einmalige Programmier- und Umstellungskosten in Höhe von insgesamt 

4 Millionen Euro zu erwarten. 

Zudem wird nach dem erfolgten Anschluss der Grundbücher initial für alle in den Grundbüchern einge-

tragenen natürlichen Personen das IDA-Verfahren durchgeführt. In den Fällen, in denen beim Daten-

abgleich durch das BVA keine eindeutige Identifizierung der Betroffenen möglich ist und deswegen kein 
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Datensatz durch das BVA zurückgespielt wird (§ 6 Absatz 4 Satz 3 IDNrG), ist seitens des Grundbuch-

amts nichts weiter zu veranlassen. Auch in den Fällen, in denen eine Zuordnung gelingt, in denen aber 

Dateninkonsistenzen zwischen den vom BVA übermittelten und den beim Grundbuchamt gespeicher-

ten Daten auftreten, besteht kein unmittelbarer Handlungsbedarf. Der zurückgespielte Datensatz wird 

in diesen Fällen als zusätzliches Datum in den Grundbuchdatenbanken geführt. Die Entscheidung über 

den Umgang mit den Dateninkonsistenzen erfolgt später anlassbezogen. Der zusätzliche Aufwand 

dürfte geringfügig ausfallen. 

Im laufenden Betrieb ist insgesamt mit einer Reduktion des Erfüllungsaufwands für die Grundbuchäm-

ter zu rechnen. Sofern die Identifikationsnummern den Grundbuchämtern bei der Antragstellung mitge-

teilt werden, ist davon auszugehen, dass im IDA-Verfahren in der Regel eine eindeutige Zuordnung 

möglich sein wird. Unterstellt man dennoch, dass in 5 Prozent der jährlich geschätzt 2,4 Millionen Fälle 

von Grundbucheintragungen eine Inkonsistenz auftritt, die geklärt werden muss und setzt man für diese 

Klärung 2 Minuten zusätzlichem Aufwand an, so entsteht zusätzlicher Aufwand von 240 Tausend Mi-

nuten (2 400 000 Fälle x 0,05 = 120 000 Fälle; je 2 Minuten/Fall = 240 000 Minuten). Demgegenüber 

entfällt jedoch künftig laufender Aufwand für die Recherche in den Grundbuchdatenbanken zwecks 

Zuordnung einer antragstellenden Person zu bereits vorhandenen Personendaten, die derzeit anfällt, 

weil keine eindeutige Identifizierung mittels Identifikationsnummer möglich ist. Diese Recherche erfor-

dert im Durchschnitt etwa 3 Minuten. Bei Folgeanträgen, etwa der Eintragung als Eigentümer, sofern 

zunächst eine Auflassungsvormerkung eingetragen wurde, ist keine erneute Recherche erforderlich. 

Bei 1,6 Millionen Erstanträgen ergibt sich eine Reduktion des Aufwands von 4,8 Millionen Minuten 

(1 600 000 Fälle x 3 Minuten/Fall = 4 800 000 Minuten). Saldiert man Aufwuchs und Entlastung, ergibt 

sich eine Zeitersparnis von 4 560 000 Minuten (4 800 000 Minuten – 240 000 Minuten). Unter Ansatz 

des Lohnsatzes von 43,20 Euro (siehe Leitfaden zur Ermittlung des Erfüllungsaufwands, Lohnkosten-

tabelle der Verwaltung, gehobener Dienst) ergibt sich eine Reduktion des Erfüllungsaufwands um rund 

3,3 Millionen Euro (4,56 Millionen Minuten entspricht 76 000 Stunden x 43,20 Euro/Stunde = 3 283 200 

Euro). 

 

B. Besonderer Teil 

 

Zu Artikel X 

 

Zu Nummer 1 (Anwendungsbestimmungen in § 18 IDNrG-E) 

Nach § 2 Nummer 1 IDNrG sind registerführende Stellen verpflichtet, spätestens zum Ablauf des fünf-

ten auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgenden Kalenderjahres, also spätestens bis zum 31. De-

zember 2028 die Identifikationsnummer als zusätzliches Ordnungsmerkmal zu Personendaten in den 
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in der Anlage zum IDNrG Gesetz genannten Registern zu speichern. Durch die nachträgliche Auf-

nahme des Grundbuchs in die Anlage zum IDNrG ist für das Grundbuch eine abweichende Frist erfor-

derlich. Diese Frist wird in den Anwendungsbestimmungen des neuen § 18 IDNrG festgesetzt. 

§ 18 Satz 1 IDNrG-E sieht vor, dass für das Grundbuchwesen für die Verpflichtung nach § 2 Num-

mer 1 der Ablauf des Jahres 2032 gilt. Diese Frist beruht auf der Überlegung, dass die Länder nach 

der Aufnahme des Grundbuchs in die Anlage zum IDNrG folgende Maßnahmen veranlassen müssen: 

Zunächst müssen die Länder die Anpassung der im Grundbuchwesen eingesetzten Fachverfahren 

(FOLIA und SolumSTAR) beauftragen. Diese Aufträge müssen dann durch die IT-Dienstleister der 

Länder umgesetzt werden. Die angepassten Versionen der Fachverfahren müssen sodann in den 

einzelnen Ländern ausgerollt werden. In der Folge müssen die Grundbuchämter an das Identitätsda-

tenabruf-Verfahren (IDA-Verfahren) der Registermodernisierungsbehörde (Bundesverwaltungsamt) 

angebunden werden. Für alle in den Fachverfahren gespeicherten natürlichen Personen muss dann 

der initiale Abruf und die Speicherung der Identifikationsnummer durchgeführt werden. Auch wenn 

sich die gesetzliche Frist des § 2 Nummer 1 IDNrG nicht ausdrücklich auf die Verpflichtung nach § 2 

Nummer 2 IDNrG erstreckt, wird beim erstmaligen Abruf der Identifikationsnummern aus Zweckmä-

ßigkeitsgründen voraussichtlich gleichzeitig auch der Abruf und die Speicherung der weiteren (Basis-

)Daten zu den im Grundbuchwesen gespeicherten Personendatensätzen durchgeführt werden. Auf 

diese Weise kann ein zweimaliger Datenabruf vermieden werden (erst die Identifikationsnummer, 

dann die weiteren (Basis-)Daten). Der Datenabruf im IDA-Verfahren wird erhebliche Zeit in Anspruch 

nehmen. Vor diesem Hintergrund erscheint es angemessen, als Frist für die Erfüllung der Verpflich-

tung nach § 2 Nummer 1 IDNrG den Ablauf des Jahres 2032 vorzusehen. 

Auch das von den Ländern derzeit im Projekt „Entwicklung eines bundeseinheitlichen Datenbank-

grundbuchs (dabag)“ angestrebte neue Fachverfahren dabag, das das Altverfahren SolumSTAR ab-

lösen soll, unterfällt der Frist des § 18 Satz 1 IDNrG-E. Soweit einzelne Länder ihre Grundbuchdaten 

ganz oder teilweise bereits in das neue Fachverfahren dabag übernommen haben sollten (sog. Da-

tenübernahme, die durchgeführt werden muss, bevor mit der Datenmigration auf das neue Fachver-

fahren begonnen werden kann), bevor im Altverfahren SolumSTAR der initiale Datenabruf im IDA-

Verfahren durchgeführt wurde, wird dieser Datenabruf aus dem Fachverfahren dabag heraus durch-

geführt werden müssen. 

Um den initialen Datenabruf im IDA-Verfahren möglichst einfach und effektiv durchführen zu können, 

darf die Identifikationsnummer bereits ab der Aufnahme des Grundbuchs in das IDNrG an die Grund-

buchämter übermittelt und in den im Grundbuchwesen eingesetzten Fachverfahren gespeichert wer-

den. Die meisten Anträge auf Eintragungen in das Grundbuch werden von Notaren gestellt. Schon 

derzeit erheben Notare bei der Beurkundung von Grundstücksgeschäften oder bei Beglaubigungen 
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im Zusammenhang mit Grundstücksgeschäften die steuerliche Identifikationsnummer nach § 139b 

der Abgabenordnung und übermitteln sie den Finanzämtern, insbesondere im Rahmen der Mittei-

lungspflichten nach dem Grunderwerbsteuergesetz. Eine Verpflichtung der Notare und anderer Per-

sonen, die Anträge zum Grundbuchamt stellen, dem Grundbuchamt bei der Antragstellung auch die 

Identifikationsnummer mitzuteilen, wird noch zu prüfen und ggf. erforderliche Rechtsänderungen wer-

den in einem gesonderten Gesetzgebungsverfahren auf den Weg zu bringen sein. 

Mit der Regelung in § 18 Satz 2 IDNrG-E soll dem Umstand Rechnung getragen werden, dass eine 

Steueridentifikationsnummer nach § 139b AO und damit in der Folge auch eine Identifikationsnummer 

nach § 1 IDNrG praktisch für alle natürlichen Personen vergeben wurde, die im Grundbuch eingetra-

gen sind. In dem von 14 Ländern eingesetzten Altverfahren SolumSTAR werden die Personendaten 

von im Grundbuch eingetragenen Personen durchgängig allerdings nur für diejenigen Personen in 

einer zusätzlichen Personendatei gespeichert, die in Abteilung I des Grundbuchs als Eigentümer ein-

getragen sind. Die mit SolumSTAR arbeitenden Länder können also nur für die in Abteilung I einge-

tragenen Personen das initiale IDA-Verfahren zwecks Ermittlung und Speicherung der Identifikations-

nummer (§ 2 Nummer 1 IDNrG) umfassend durchführen. Für natürliche Personen, die in den Abtei-

lungen II oder III eingetragen sind, liegen hingegen ganz überwiegend nur unstrukturierte Daten in 

Form von nur teilweise zuverlässig auslesbaren pdf-Dateien vor. Denn nach dem bei der Einführung 

von SolumSTAR erforderlichen Scannen der alten Papiergrundbücher wurden die in Abteilung II und 

III eingetragenen Personen nicht strukturiert erfasst. Etwas anderes gilt lediglich, sofern natürliche 

Personen in die Abteilungen II oder III eingetragen wurden, nachdem das Verfahren SolumSTAR be-

reits eingeführt worden war, oder in denen aus anderen Gründen eine Nacherfassung erfolgte. In die-

sen Fällen wurden die Personendaten auch für Personen, die in die Abteilungen II oder III eingetra-

gen werden sollten, gesondert und strukturiert erfasst. Es ist nicht bekannt und lässt sich auch nicht 

mit verhältnismäßigem Aufwand feststellen, in wie vielen Fällen bereits strukturierte Daten vorliegen. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, die Pflicht zur Verwendung der Identifikationsnummer 

für die in den Abteilungen II und III eingetragenen natürlichen Personen erst dann beginnen zu las-

sen, wenn das konkrete Grundbuchblatt als Datenbankgrundbuch geführt wird und damit auch die 

Daten der in den Abteilungen II und III eingetragenen natürlichen Personen als XML-Daten vorliegen. 

Dabei soll es den Ländern überlassen bleiben, den Migrationsprozess möglichst effektiv und kapazi-

tätsschonend zu organisieren. Das IDA-Verfahren kann deswegen entweder unmittelbar im Rahmen 

der Migration eines Grundbuchblatts durchgeführt werden, oder die Länder können eine intervallmä-

ßige gesammelte Durchführung des IDA-Verfahrens für alle innerhalb bestimmter Zeiträume migrier-

ter Grundbuchblätter vorsehen. Jedenfalls am Ende eines jeden Kalenderjahres muss das IDA-Ver-

fahren für alle in Abteilung II und III eingetragenen Personen der in diesem Jahr migrierten Grund-

buchblätter durchgeführt werden. 
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Zu Nummer 2 (Änderung der Anlage zu § 1 IDNrG) 

Gemäß § 1 IDNrG wird die Identifikationsnummer als zusätzliches Ordnungsmerkmal in die sich aus 

der Anlage zum IDNrG ergebenden Register des Bundes und der Länder eingeführt. Das wichtigste 

Register des Grundbuchwesens ist das Grundbuch selber. Es fungiert als Spiegel der privaten dingli-

chen Rechte und soll den Rechtsverkehr in abschließender und umfassender Art und Weise über die 

Rechtsverhältnisse an Grundstücken informieren. Neben dem Grundbuch gibt es im Grundbuchwe-

sen die zur Führung des Grundbuchs erforderlichen Verzeichnisse (vgl. § 12a GBO). 

Wegen der Publizitätsfunktion des Grundbuchs – die Einsicht in das Grundbuch ist jedermann gestat-

tet, der ein berechtigtes Interesse darlegt, § 12 GBO – muss darauf geachtet werden, dass nur unbe-

dingt erforderliche persönliche Informationen im Grundbuch enthalten sind. Natürliche Personen wer-

den grundsätzlich mit dem Vornamen und dem Familiennamen, dem Geburtsdatum und, falls aus den 

Eintragungsunterlagen ersichtlich, akademischen Graden und früheren Familiennamen in das Grund-

buch eingetragen, § 15 Grundbuchverfügung (GBV). Eine Adresse wird nicht in das Grundbuch ein-

getragen. Auch die Identifikationsnummer soll nicht in das Grundbuch eingetragen werden. Ihre Ver-

wendung als Ordnungsmerkmal ist vielmehr nur in den im Grundbuchwesen eingesetzten Fachver-

fahren vorgesehen. Um diesem Umstand Rechnung zu tragen und um an die bestehende Terminolo-

gie des § 1 IDNrG nebst Anlage anzuknüpfen, verwendet der Gesetzentwurf für die neue Nummer 51 

der Anlage den Ausdruck „die zur Führung des Grundbuchs erforderlichen systematisch geführten 

personenbezogenen Datenbestände“. 

Bei der Nummer 51 der Anlage zu § 1 IDNrG handelt es sich um die nächste derzeit freie Nummer. 

Zu Artikel Y (Einfügung von § 12e GBO) 

Mit der Vorschrift wird eine Rechtsgrundlage zur Speicherung und Nutzung der Identifikationsnummer 

im Grundbuchwesen geschaffen. Eine solche Rechtsgrundlage ist erforderlich im Hinblick auf die ver-

fassungsrechtlichen Anforderungen an Grundrechtseingriffe, die in der hoheitlichen Verarbeitung von 

personenbezogenen Daten liegen. Inhaltlich orientiert sich die Regelung an der Regelung in § 67c 

Absatz 7 SGB X. 

Zur etwaigen Modifikation der Inkrafttretensregelung des Trägergesetzes: 

Das Inkrafttreten ist für den Tag nach der Verkündung des Gesetzes vorgesehen, um den Ländern für 

die Anpassung der im Grundbuchwesen eingesetzten Fachverfahren möglichst rasch Rechtssicher-

heit zu verschaffen. 

 


